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Buchbesprechung

Private Rundfunkveranstalter und öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalten unterliegen
ähnlichen Programmbindungen in Fragen
vor allem des Jugendschutzes, tendenziell
vergleichbaren, in der Intensität aber deut-
lich unterschiedlichen Werbebeschränkun-
gen und schließlich prinzipiell verschiedenen
Programmgrundsätzen in der Frage rund-
funkmäßiger Vielfalt, bedingt durch ihre un-
terschiedliche Funktion innerhalb der dualen
Rundfunkordnung. Substantiell verschieden
aber sind Organisation, Verfahren und In-
strumentarium der Aufsicht. Effiziente Auf-
sicht als Korrelat grundrechtlicher Freiheit
aber ist für beide Sektoren des dualen Rund-
funksystems erforderlich, zumal der zuneh-
mende Wettbewerbsdruck öffentlich-recht-
liche wie private Veranstalter dazu drängen
kann, zur Steigerung der Zuschauerquoten
wie der Werbeerlöse bestehende rechtliche
Bindungen großzügig zu handhaben, das
Maß des Zulässigen weitestgehend auszu-
loten. Während nun die Aufsicht über die öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten primär den
anstaltsinternen Gremien zugewiesen ist und
nur subsidiär eine ergänzende externe, dann
staatliche Aufsicht eingreift, unterliegen die
privaten Rundfunkunternehmen weiterge-
hender externer Aufsicht durch die jeweili-
gen Landesmedienanstalten. Nur bei ihnen
sind Verstöße etwa gegen Werbebeschrän-
kungen als Ordnungswidrigkeitentatbestän-
de ausgestaltet, mit der Möglichkeit der Ge-
winnabschöpfung (zu der dadurch bewirk-
ten verfassungsrechtlichen Schieflage im
Aufsichtsinstrumentarium gegenüber öffent-
lich-rechtlichem und privatem Rundfunk, sie-
he Degenhart, ZUM 1997, 153–167).

Angesichts dieser grundsätzlich verschie-
denen Ausgestaltung der Rundfunkaufsicht
ist es legitim und sinnvoll, daß der Verfasser
der hier anzuzeigenden Untersuchung, einer
von Klaus Stern betreuten, an seinem Institut
für Rundfunkrecht an der Universität zu
Köln entstandenen Dissertation sich auf 
die Durchsetzung von Programmbindungen
und Programmgrundsätzen gegenüber pri-
vaten Rundfunkunternehmen beschränkt.
Die Gewaltproblematik, die Problematik ei-
ner Programmverflachung im Hinblick vor
allem auf ehrverletzende und entwürdigen-
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material belegt die Aktualität der Rundfunk-
aufsicht in diesem Bereich. Hier handelt es
sich freilich auch um einigermaßen griffige,
in ihrem Verbindlichkeitsgehalt nachvoll-
ziehbare normative Bindungen und damit
auch geeignete Anknüpfungspunkte für die
Aufsichtspraxis, während für journalistische
Standards und programmbezogene Vielfalts-
regelungen eine eher hohe Eingriffsschwelle
konstatiert wird. Auch auf die ökonomischen
Belastungswirkungen von normativen Pro-
grammanforderungen geht Rodewald ein,
zu Recht, da ja nach dem Gebot faktischer Zu-
lässigkeit privaten Rundfunks dieser nicht
Bindungen unterworfen werden darf, die
ihn, auch unter wirtschaftlichen Aspekten,
faktisch unmöglich machen oder wesentlich
erschweren. Die ökonomischen Zusammen-
hänge weisen allerdings, so der Verf., noch
keine hinreichende Transparenz auf, um sie
etwa sanktionstechnisch verwerten zu kön-
nen – mit der Ausnahme von Werbever-
stößen, wo ein unmittelbarer Zusammen-
hang mit zusätzlichen Werbeeinnahmen be-
steht. Hierauf greift ja auch in zunehmen-
dem Maße die Sanktionspraxis der Landes-
medienanstalten zurück. 

Im folgenden Abschnitt (Teil 2, II, S.91–102)
entwickelt Verf. „Bausteine“ einer Programm-
steuerung, versteht hierbei unter Programm-
steuerung die Summe aller Aktivitäten der
Landesmedienanstalten zur Einhaltung von
Programmbindungen und der Ausgestaltung
des Programmes entsprechend den Pro-
grammgrundsätzen. Ihrer unmittelbaren Ein-
flußnahme auf die Programminhalte im Sinn
einer Fremdsteuerung will Rodewald dabei
zu Recht enge Grenzen setzen (S. 91). Die
Möglichkeiten der Programmbeobachtung
werden eher zurückhaltend eingeschätzt,
ebenso die einer normativ-analytischen Pro-
grammforschung, nicht zuletzt wegen der
tatbestandlichen Unschärfe der maßgebli-
chen Programmgrundsätze (S. 96 –97). Auf-
zeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
werden ebenso genannt wie Informations-
und Auskunftsrechte, formelles wie infor-
melles Verwaltungshandeln. 

Breiten Raum nimmt nunmehr die Analyse
der programmaufsichtlichen Handlungs-
möglichkeiten der Landesmedienanstalten
ein (Teil 2, III, S. 103–156). Zutreffend wird

pretation der Rundfunkfreiheit als eines
Grundrechts gegenüber der ganz anders ge-
arteten Konzeption des Art. 10 Abs. 1 EMRK
und des Gemeinschaftsrechts, das ja seiner-
seits aus der Erkenntnisquelle der EMRK ge-
speist wird, auf Dauer beibehalten werden
kann, wird zusehends fraglich. 

Teil 2 der Arbeit, in dem Bestimmungsfakto-
ren und Durchsetzung von Standards und
Beschränkungen zur Gewährleistung des
Programmauftrags erörtert werden, bildet
den Hauptteil der Untersuchung Rodewalds
(S. 44–160). Hier wird zunächst die Frage
gestellt, was Kontrolle als externe Kontrolle
im Bereich des Privatfunks leisten kann und
soll. Rodewald stellt hier stärker dirigistische
Kontrollansätze (Stock) den stärker markt-
orientierten Ansätzen (Degenhart, Bullinger
u.a.) gegenüber, ordnet das Kontrollver-
ständnis des Bundesverfassungsgerichts wohl
stärker letzteren zu und läßt auch die eigene
Präferenz für ein marktorientiertes Kontroll-
verständnis erkennen, wobei er sich vor allem
auf die unterschiedlichen Funktionszuwei-
sungen an beide Sektoren des dualen Rund-
funksystems stützt (S.52). Auch hierbei geht
der Verfasser recht behutsam vor, wenn er
normative Vorgaben zur Sicherung des Pro-
grammauftrags als jedenfalls derzeit noch
nicht verzichtbar erachtet (S. 52ff.). 

Als außerordentlich verdienstvoll bewerten
möchte ich die anschließende, weit angeleg-
te Systematisierung der maßgeblichen recht-
lichen Programmanforderungen an private
Rundfunkveranstalter, wobei Verfasser zwi-
schen Programmbindungen und Programm-
grundsätzen differenziert. Zu den Programm-
bindungen werden die Jugendschutzbestim-
mungen, die Regelung des für privaten Rund-
funk freilich nicht spezifisch ausgeprägten
Persönlichkeitsschutzes und vor allem die
Werbebeschränkungen gezählt, zu den Pro-
grammgrundsätzen einerseits qualitative
journalistische Standards, andererseits pro-
grammbezogene Vielfaltsregelungen. Hierzu
wird einerseits ein breitgestreutes Normen-
material verarbeitet, andererseits jeweils ein
fundierter empirischer Befund entwickelt –
juristische Kärrnerarbeit im besten Sinne.
Jugendschutzbestimmungen und Werbebe-
schränkungen etwa werden in ihrem Norm-
gehalt präzise dargelegt, reichhaltiges Fall-

de Darstellungen wie schließlich Kontroll-
und Steuerungsdefizite im Bereich der Wer-
bung sind es vor allem, die ihm Anlaß zu sei-
ner Untersuchung geben, wobei diese Ent-
wicklungen im einführenden Problemaufriß
(S.1–9) freilich eher pauschal, im Hauptteil
der Arbeit dann detaillierter belegt werden.

Zunächst aber werden in Teil 1 der Untersu-
chung die maßgeblichen verfassungsrechtli-
chen Vorgaben dargelegt (S. 10–43). Ob es
hierfür allerdings geboten oder auch nur
sinnvoll war, den Streit um das „richtige“
Grundrechtsverständnis für die Rundfunk-
freiheit des Art. 5 Abs.1Satz 2 GG, zwischen
der dem klassischen Grundrechtsverständ-
nis verhafteten, subjektiv-abwehrrechtli-
chen und der primär objektiv-institutionel-
len Grundrechtsinterpretation erneut aufzu-
rollen, erscheint fraglich. Denn daß jeden-
falls der zugelassene private Rundfunkver-
anstalter sich auf das Grundrecht der Rund-
funkfreiheit berufen kann, der insoweit eine
subjektive, grundrechtliche Rechtsposition
innehat, dürfte als gesichert vorausgesetzt
werden. Zutreffend wendet sich Rodewald
aber gegen die These von der strukturellen
Marktunvollkommenheit und wirft die Fra-
ge auf, wie die Rechtsprechung auf Ände-
rungen der Rundfunkrealität reagieren wird
(S. 31–32). Wohl wird gesehen, daß Pro-
grammbindungsnormen gegenüber privaten
Rundfunkveranstaltern prinzipiell freiheits-
beschränkend wirken, doch scheut sich der
Verfasser, diese richtige Erkenntnis konse-
quent umzusetzen, wenn die entsprechen-
den Normen dann doch in erheblichem,
gleichwohl nicht näher bestimmtem Umfang
als Ausgestaltungsregelungen bezeichnet
werden, denen gegenüber die Abwehrfunk-
tion des Grundrechts nicht eingreifen soll.
Hier greift die Untersuchung zu kurz. Insge-
samt geht es dem Autor im 1. Teil der Arbeit
wohl darum, sich selbst der verfassungs-
rechtlichen Grundlagen seiner Untersuchung
zu vergewissern; daß er hierbei auf wie im-
mer geartete Neukonzeptionen der Rund-
funkfreiheit verzichtet, trägt durchaus zur
Überzeugungskraft der folgenden Abschnit-
te bei, die damit auf einigermaßen gesicher-
ter verfassungsrechtlicher Grundlage auf-
bauen. Leider bleibt die europarechtliche Di-
mension der Thematik unterbelichtet. Denn
daß der deutsche Sonderweg in der Inter-
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Thema der Untersuchung Rodewalds – auch
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten nicht verschonen dürfen. Im Blick auf die
Organisation der Aufsicht wird die Idee einer
Medienanstalt der Länder begrüßt: dies frei-
lich ist ein anderes Thema, was weiterer,
nicht zuletzt verfassungsrechtlicher Klärung
bedarf.

Alles in allem hat Rodewald hier eine fun-
dierte Untersuchung zu Funktion und zum
Instrumentarium der programmbezogenen
Rundfunkaufsicht für den privaten Sektor
des dualen Rundfunksystems vorgelegt, die
das verfügbare Instrumentarium realistisch
einschätzt, diskussionswürdige Vorschläge
zu dessen Fortentwicklung unterbreitet, im
Urteil aber sympathisch zurückhaltend und
abgewogen bleibt und bei aller Betonung
notwendiger Effizienz in der Aufsicht doch
stets im Blick behält, daß es um ein für die
demokratische Ordnung essentielles Frei-
heitsrecht geht, Freiheit aber nicht, wozu die
Protagonisten der institutionellen Grund-
rechtsdeutung neigen, aus einem Höchst-
maß an Kontrolle definiert werden kann. 

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig
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das Bußgeld um den wirtschaftlichen Vorteil
erhöht werden kann; auf den 15 Millionen-
Bußgeldbescheid der LPR Rheinland-Pfalz
gegenüber SAT 1 wird zur Illustration hinge-
wiesen (S.141). Im übrigen freilich weisen die
Ordnungswidrigkeitenverfahren eine Reihe
ungeklärter Fragen auf, so etwa dort, wo
programmbezogene Wertungen erforderlich
werden, oder auch in der Frage des Täterbe-
griffs; hier bringt Verf. eine Reihe weiter-
führender Klärungen. Für Sendeverbote und
den Widerruf der Sendeerlaubnis als ultima
ratio wird auf die Erfordernisse verfassungs-
konformer Handhabung dieser intensiv ein-
greifenden Sanktionsinstrumente hingewie-
sen. Für die verfahrens- und zuständigkeits-
rechtlichen Aspekte der Programmaufsicht
sieht Rodewald durch die Verzahnung an-
staltsinterner und föderaler Abstimmungs-
prozesse erhebliche zeitliche Reibungsver-
luste und damit Defizite an Effizienz in der
Aufsicht (Teil 2, IV, S. 157–160).
Konsequent entwickelt Rodewald dann in ei-
nem 3. Teil seiner Untersuchung (S. 161–193)
Überlegungen zu einer Effektuierung des
programmaufsichtlichen Steuerungs- und
Kontrollinstrumentariums. Darin, daß es
nicht darum gehen kann, die Kontrollmaß-
stäbe tatbestandlich auszuweiten, sondern
allein darum, bestehende Anforderungen
auch tatsächlich zu realisieren, kann dem
Verf. angesichts des allenthalben und eben
auch im Rundfunkrecht zu beobachtenden
Gesetzesaktionismus nur beigepflichtet wer-
den. Auch die modische Kritik am vorgeblich
unzureichenden zivilrechtlichen Persönlich-
keitsschutz wird zurechtgerückt. De lege fe-
renda werden eher punktuelle Korrekturen
erwogen, wie etwa formalisierte Programm-
beschwerdeverfahren und durchgängige Ver-
breitungsgebote, auch die geforderte Förde-
rung der Veranstalterselbstkontrolle im Rah-
men der FSF durch deren Verzahnung mit
den Aufsichtsaktivitäten der Landesmedien-
anstalten erscheint bedenkenswert; für letz-
tere wird ein Initiativrecht bei der FSF ge-
fordert. Die größte praktische Relevanz dürf-
ten freilich Sanktionen mit ökonomischer
Wirkung haben. Der Verfasser favorisiert an-
gesichts der Schwäche des rundfunkverwal-
tungsrechtlichen Maßnahmensystems das
Instrument der Vorteilsabschöpfung. Diese
hat allerdings mit Augenmaß zu erfolgen
und wird auf Dauer – aber das war nicht

hierbei die programmaufsichtliche Tätigkeit
der Landesmedienanstalten als Ausübung ho-
heitlicher Gewalt gewertet (S. 103); dem ist
beizutreten, gegenüber jenen Ansätzen, die
die Tätigkeit der Aufsichtsanstalten als
„grundrechtssichernd“ (so z.B. Hoffmann-
Riem) hiervon ausnehmen wollen, damit das
fundamentale rechtsstaatliche Verhältnis von
Freiheit und Kontrolle aber nur verschleiern.
Die Rechtsprechung etwa des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs in ihrer Kontrollse-
ligkeit belegt diese Gefahren augenfällig (die
überfällige Korrektur durch das Bundesver-
fassungsgericht ist bekanntlich jüngst er-
folgt). Zu Recht wird daher auch eine aus-
nahmslose Vorlagepflicht von Sendungen vor
ihrer Ausstrahlung, an der der Bayerische
Verfassungsgerichtshof stets unbeirrt festge-
halten hat, der Sphäre unzulässiger Vorzen-
sur zugeordnet (S.104). Wenn Rodewald da-
mit das Zensurverbot als Schranke der Auf-
sicht zu Recht so deutlich hervorhebt, ist es
nur konsequent, wenn er andererseits der
freiwilligen Selbstkontrolle im Fernsehen
(FSF) besondere Bedeutung für die externe
Programmkontrolle beimißt (S. 105–108).
Die unterschiedliche Zusammensetzung von
FSF und FSK wird dargelegt, für erstere
überzeugend unzulässige staatliche Einfluß-
nahme ausgeschlossen. Erscheinungsformen
und Bedeutung informellen Aufsichtshan-
delns werden eingehend systematisiert. Daß
Rodewald, angesichts der Beliebtheit, der
sich informelles Handeln zusehends erfreut,
nachhaltig auf dessen Gefahren, wie etwa
fehlende Rechtsdurchbildung, Gleichheits-
und Rechtsschutzdefizite hinweist und die
Programmgestaltungsfreiheit der Veranstal-
ter als notwendige Grenze betont, verdient
besonders hervorgehoben zu werden. Der
sanktionslosen Beanstandung des einfachen
Programmverstoßes wird bloßer Appellcha-
rakter zugeschrieben, die qualifizierte Bean-
standung mit Folgenhinweis wird auf schwer-
wiegende Programmverstöße beschränkt.
Als besonders effiziente Aufsichtsmittel be-
wertet Rodewald das Verbreitungsgebot,
also die Befugnis der Landesmedienanstal-
ten, die Verbreitung der Beanstandung im
Programm des betroffenen Rundfunkveran-
stalters zu verlangen, wie auch die Erlösab-
schöpfung. Diese Möglichkeit besteht ins-
besondere auch in Ordnungswidrigkeitsver-
fahren, da hier entsprechend §17 Abs.4 OWiG


